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Von Staaten und

Räuberbanden

V O N H A R A L D J U N G

Es sind erschreckende und mahnende
Bilder unversöhnlicher sozialer Konflikte,
die uns derzeit aus den USA erreichen.
Und sie „illustrieren“ einen Ton der
öffentlichen Auseinandersetzung in einer
zunehmend zerrissen erscheinenden Ge-
sellschaft, in der die Polarisierung von
Gruppen und Interessen ein bedrohliches
Ausmaß erreicht hat. Sicher ist das nicht
das ganze Bild dieses vielschichtigen Lan-
des. Aber es lohnt, sich für uns selbst aus
diesem Anlass an eine Grundeinsicht
christlicher Soziallehre erinnern zu lassen:
Soziale Ordnung ist kein naturwüchsiges
Phänomen und seiner Bestimmung nach
auch nicht das ziellose Ergebnis eines
Machtkampfs, in dem Gruppen sich zu-
sammenschließen, den größten Vorteil zu
erbeuten. Soziale Ordnung hat christlich
verstanden einen geschöpflichen Auftrag.
Er gibt ihr Legitimation und Maßstab,
und sie wird dem weder gerecht werden,
noch Bestand haben können, wenn sie sich
als eine „herrenlose Gewalt“ dem Selbst-
durchsetzungskampf der widerstreitenden
Interessen überlässt. In den letzten Jahr-
zehnten ist selbst für christliche Sozial-
ethiker die Rede vom „Bonum Commune“
schwieriger geworden. Zu problematisch
ist die Frage, von woher es denn in einer
pluralen Gesellschaft begründbar und ein-
leuchtend, ja auch nur vernünftig disku-
tierbar sein kann. Zu Recht hat Benedikt
(wie Johannes Paul II.) auf den Verlust
hingewiesen, wenn naturrechtliche Ge-
danken als „katholische Sonderlehre“ gel-
ten. Es mag „demokratisch offener“ er-
scheinen, sich eher funktional auf das Aus-
handeln subjektiver Interessen zurückzu-
ziehen, die man unter Bedingungen der
Postmoderne normativen Argumenten
nicht zugänglich glaubt. Argumenten, die
unter dem grundsätzlichen Verdacht ste-
hen, selbst nur Machtpositionen stützen
zu wollen, hinter einer Fassade der Frage
nach normativer Geltung oder Mühen um
bessere Erkenntnis des Guten.
Aber es ist Zeit, frei nach Augustin zu fra-
gen, was denn Staaten sind, denen die Idee
abhanden gekommen ist, im Dienst einer
gerechten Ordnung zu stehen, die ihren
Bürgern ein Leben ermöglichen soll, das
ihrer personalen Bestimmung entspricht.
Wo soziale Ordnung nicht von diesem
Auftrag her lebt, verliert sie das Vertrauen.
Selbststabilisierende Machtmechanismen
der Aushandlung nach den jeweiligen
Kräfteverhältnissen entwickeln auch „Räu-
berbanden“ und ihre zeitgemäßen hoch-
komplex-organisierte Erscheinungsfor-
men. Das Unbehagen an einer nur instru-
mentellen Zweckrationalität, die uns auf-
getragene Wertorientierungen verdrängt,
ist begründet. Die Metapher vom „Markt-
platz der Interessen“ ist bequem, aber sie
verspielt nötiges Vertrauenskapital. Unser
Zusammenleben in Gesellschaft und Wirt-
schaft braucht die glaubwürdige Zielaus-
richtung, die ihm ein profiliertes Bewusst-
sein von der transzendenten Bestimmung
und Würde des Menschen geben kann.
Wir haben hier eine Wert-Orientierung
anzubieten und in die Debatte einzubrin-
gen, die aus dem Christsein schöpft und an
die „Seele“ des Gemeinwesens erinnert.
Den Mut dazu zu haben, beides von Gott
her zu denken, ist dringende Aufgabe
christlicher Soziallehre! Dieses Angebot
dürfen wir nicht schuldig bleiben.

Der Autor ist evangelischer Theologe
und lehrt als Professor für Ethik und
Soziallehre an der Internationalen
Hochschule Liebenzell.
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Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle.
Textilfabrik in Dhaka Bangladesch Foto: dpa
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dukte produzieren. Produktionsländern
passiert, wo sie ihre Produkte produzieren
und unter welchen Umständen. Bislang gilt
eine rechtlich bindende unternehmerische
Sorgfaltspflicht zwar in Deutschland oder
anderen europäischen Ländern.

Sobald die Produktion jedoch in andere
Länder verlagert wird, ist eine rechtliche

Schritt der Wertschöpfung durch die Liefer-
kette hindurch, also nicht nur das, was in
der eigenen Fabrik passiert ist, sondern
auch, was in den Zuliefererbetrieben ge-
schehen ist“, ergänzt Demele. Der Primat
des Menschen vor dem Kapital, eine Wirt-
schaft, die dem Menschen dient und die Na-
tur nicht übernutzt, faire Lebenschancen

keiner ran. „Ein solches Gesetz mit zweier-
lei Maß relativiert und seziert also die Men-
schenwürde, statt sie zu schützen“, ergänzt
Nass. Solange diese Inkonsequenz nicht be-
hoben sei, sollten statt Verboten und Sank-
tionen besser europäisch abgestimmte An-
reizmechanismen greifen, die das Verant-
wortungsbewusstsein der Unternehmen
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VON HEINRICH WULLHORST

N
icht alles, was sauber und fein
glitzernd auf unseren Verkaufs-
theken landet ist sauber und fair
hergestellt. Das wissen auch

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil
(SPD) und Entwicklungsminister Gerd
Müller (CSU). Sie wollen im Herbst ein
Lieferkettengesetz auf den parlamentari-
schen Weg bringen. Es soll deutsche Unter-
nehmen verpflichten, angesichts von Kin-
derarbeit und Hungerlöhnen in Entwick-
lungsländern im Rahmen ihrer globalen
Lieferketten auf Arbeitsbedingungen, sowie
die Einhaltung von Umwelt- und Sozial-
standards zu achten. Insbesondere die Tex-
tilindustrie steht dabei im Mittelpunkt der
Aufmerksamkeit.

Die Forderung der Befürworter, die sich
zum Teil schon seit Jahren für eine solche
Regelung einsetzen: Unternehmen müssen
Verantwortung dafür übernehmen, was in
den Ländern passiert, in denen sie ihre Pro-
Inanspruchnahme der Unternehmen, für
das, was im Produktionsprozess geschieht,
kaum möglich.

Der Hauptgeschäftsführer des Handels-
verbandes Deutschland, Hauptgeschäfts-
führer Stefan Genth, sieht eine massive Be-
nachteiligung auf die deutschen Handels-
unternehmen zukommen. Ein nationales
Lieferkettengesetz bringe im internationa-
len Wettbewerb nicht nur höhere Kosten,
sondern auch eine erhebliche Rechtsunsi-
cherheiten mit sich. „Die Unternehmen
dürfen nicht als Ersatzpolizei für die Ein-
haltung von Recht und Gesetz in den Pro-
duktionsländern herhalten“, macht Genth
deutlich. Das überfordere die Unternehmen
und sei der falsche Ansatz. Es gelte viel
mehr, von staatlicher Seite in der Entwick-
lungszusammenarbeit die Behörden vor
Ort zu stärken. So könne man für alle Seiten
verlässliche Rahmenbedingungen herstel-
len. Die Unternehmen hätten im Übrigen
mit zahlreichen Eigeninitiativen, beispiels-
weise im Rahmen des Textilbündnisses, be-
reits erhebliche Verbesserungen erreicht.
„Wir brauchen einen kooperativen Ansatz.
Wenn der Staat die Verantwortung aus-
schließlich bei den Unternehmen ablädt, ist
das keine konstruktive Lösung“, fordert
Genth gegenüber der Tagespost.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund
(DGB) begrüßt die Gesetzesinitiative. Sie
sei eine logische Konsequenz der geschei-
terten freiwilligen Selbstverpflichtung der
deutschen Wirtschaft, sagt der DGB-Vor-
sitzende Reiner Hoffmann.

Kolping International hat als katholi-
scher Verband, der in 60 Ländern der Erde
aktiv ist, einen breiten Blick auf das globale
Geschehen. Generalsekretär Markus De-
mele nennt das geplante Gesetz gegenüber
der Tagespost einen „wichtigen Schritt“.
Dabei gehe es allerdings nicht um die Qua-
lität der, sondern eben auch um deren Ent-
stehung. „Das betrifft jeden einzelnen
für alle Menschen der Erde nicht als Almo-
sen, sondern als Recht, das sich aus ihrer
Geschöpflichkeit speist; all das seien, so De-
mele, seit der Enzyklika „Rerum Novarum"
von Papst Leo XIII. 1891 unverhandelbare
Positionen der katholischen Soziallehre.
Deshalb gehörten Bistümer, Verbände und
anderen kirchlichen oder kirchennahen
Einrichtungen zum Unterstützerkreises der
Initiative Lieferkettengesetz.

Der Kolping-Generalsekretär räumt ein,
dass durch ein solches Gesetz zusätzliche
Kosten auf die Unternehmen zukommen:
„Allerdings sind sie überschaubar. Darüber
hinaus wird es deutlich fairer, wenn alle
Unternehmen gezwungen sind, sich daran
zu halten.“ Wegen der gleichen Wettbe-
werbsbedingungen sei es allerdings wichtig,
ein solches Gesetz möglichst auf europäi-
scher Ebene zu etablieren.

Demele sieht allerdings nicht nur die
Unternehmen in der Pflicht, sondern auch
die Konsumenten. „Muss es denn wirklich
in diesem Primark-Konsum-Stil jede Wo-
che irgendwas Neues sein, dass dann nur
zweimal angezogen wird?“, fragt der Gene-
ralsekretär. Das betreffe nicht die Mehrheit
der Menschen, sei aber einer der Gründe,
warum Papst Franziskus fordere, einen
Wandel der Konsumgewohnheiten zu ent-
wickeln, hin zu dem, wie es vielleicht früher
mal gewesen ist, wo Dinge auch mehr wert-
schätzt wurden.

Nass: „Populistische
Mogelpackung“

Der Fuldaer Sozialethiker Elmar Nass
hält das geplante Lieferkettengesetz aller-
dings für eine „populistische Mogelpa-
ckung“. Wenn die Sanktionierung von
Unternehmen den Schutz der Menschen-
rechte zum Ziel habe, dann dürften deut-
sche Unternehmen in China überhaupt
nicht mehr produzieren. Aber da traue sich
fördern. „Nur wer den Mut hat, mit aller
Konsequenz auch die Würdefrage auf
China zu beziehen, der darf über ein Liefer-
kettengesetz ernsthaft nachdenken“, macht
Nass deutlich.

Der Vorsitzende des Bundes katholischer
Unternehmer (BKU), Ulrich Hemel, sieht
natürlich eine Verantwortung des Unter-
nehmers bei der Organisation seiner Han-
delsbeziehungen. „Wir dürfen aber die
Prinzipien von Kausalität und Haftung
nicht auseinanderfallen lassen“, fordert er.
Während eine Kontrolle auf der ersten Ebe-
ne möglich und zumutbar sei, werde dies
mit jeder weiteren Ebene der Lieferkette
zunehmend schwieriger und somit auch
nicht mehr juristisch zurechenbar.

Eine gesetzliche Regelung, die über diese
erste Ebene hinausgeht, hält Hemel daher
für problematisch. Das heißt aber nicht,
dass die Verantwortung des Unternehmers
nach dieser ersten Ebene endet. Wenn er
den Verdacht habe, dass bei einem seiner
Handelspartner in der Lieferkette etwas
nicht in Ordnung sei, müsse er das deutlich
ansprechen und gegebenenfalls auch Maß-
nahmen ergreifen.

Ein Lieferkettengesetz bringt also eine
Fülle von Herausforderungen mit sich, die
es zu bewältigen gilt. Dabei gibt es neben
der Verantwortung der Unternehmer für
die Entstehung der von ihnen vertriebenen
Produkte aber auch die Verantwortung von
uns als Konsumenten. Wir wissen sehr
wohl, dass sehr günstige Preise im Textil-
handel, aber auch im Lebensmittelhandel
zumeist einen Rückschluss auf die Produk-
tionsbedingungen oder die Qualität der Wa-
re zulassen. Deshalb machten wir es uns zu
leicht, wenn wir und hinter einer gesetzli-
chen Übertragung der Verantwortung auf
die Unternehmen verstecken würden. Wir
selbst entscheiden mit unserer Nachfrage
an der Ladentheke auch über das Angebot
des Unternehmens. Als Kunde sind wir


